
«Ziel ist die Eliminierung der Baha’is»
ZÜRICH. Am Mittwoch hat sich 
der Uno-Menschenrechtsrat mit 
der Menschenrechtslage im Iran 
befasst. 2013 ist die Zahl der 
Hinrichtungen stark gestiegen. 
Zudem werden viele Menschen- 
und Bürgerrechte verletzt, wie 
das Beispiel der Religions-
gemeinschaft der Baha’is zeigt.

INTERVIEW: PHILIPP HUFSCHMID

Wie ist die Lage der Religionsgemein-

schaft der Baha’is im Iran?

Kishan Manocha: Die Baha’is sind in 
einer sehr verletzlichen Position. Seit 
Jahrzehnten sind sie starker Verfolgung 
ausgesetzt und es gibt keine Hinweise 
darauf, dass diese nachlässt. In den letz-
ten Monaten hat sich ihre Si tua tion 
noch verschlechtert, indem die Baha’is 
noch systematischer verfolgt werden. 
Derzeit sind mindestens 136 Baha’is im 
Gefängnis, so viele wie seit Jahren nicht 
mehr. Verhaftungen haben ebenso zu-
genommen wie der Einsatz von Gewalt 
bei Überfällen auf Wohnungen von Ba-
ha’is. Nach wie vor sind sie von Anstel-
lungen im öffentlichen Dienst ausge-
schlossen. Der Zugang zu höheren 
Schulen wird ihnen verwehrt. Angehö-
rige der Baha’i-Gemeinschaft sind auch 
Ziel von Anschlägen. So wurde etwa im 
vergangenen August ein Baha’i im Sü-
den des Irans ermordet und im Februar 
wurde im Nordosten eine Baha’i-Fami-
lie Opfer eines Mordversuchs. Der von 
den Medien und dem schiitischen Kle-
rus geschürte Hass auf die Baha’is hat 
diesen Vorfällen den Boden bereitet. 
Aufschlussreich ist auch, dass noch kei-
ner dieser Fälle aufgeklärt wurde.

Der seit August amtierende iranische 

Präsident, Hassan Rohani, gilt vielen 

als Reformer. Was ist seine Haltung zu 

den Baha’is?

Meines Wissens hat sich der neue Präsi-
dent bisher nicht zu seiner Einstellung 
ge gen über den Baha’is geäussert. Ich 
kann nur feststellen, dass es bisher keine 
erkennbaren Konzessionen gab. Vor sei-
nem Auftritt vor der Uno wurden zwar 
einige Gefangene freigelassen. Dar un-
ter waren aber keine Personen, die we-
gen ihrer Gesinnung in Haft waren, und 
auch keine Baha’is. Zudem wurde Ende 
November auf der Webseite des Präsi-
denten der Entwurf für eine Bürger-
rechtscharta veröffentlicht. Die dort er-
wähnten Bürgerrechte gelten aber nur 
für Angehörige der Buchreligionen, also 
Muslime, Juden, Christen und Zoroas-
trier, nicht aber für die Baha’is.

Die Verfolgung der Baha’is im Iran be-

gann schon im 19. Jahrhundert. Was 

sind die Gründe dafür?

Tatsächlich hat der schiitische Klerus 
schon sehr früh gegen die Baha’is ge-
hetzt. Doch auch die Regierungen, 
etwa jene der Pahlevi-Dynastie, waren 
immer an der Verfolgung beteiligt, 
wenn auch in einem geringeren Aus-

mass als die heutige Regierung. Für die 
Verfolgung gibt es theologische und 
materielle Gründe. Der theologische 
Grund ist, dass das Baha’itum eine 
postislamische Religion ist, was es für 
die schiitische Orthodoxie im Iran a 
priori zu einer Ketzerei macht. Denn 
für sie ist der Islam die letzte göttliche 
Offenbarung. Der materielle Grund ist, 
dass das Baha’itum eine grosse Anzie-
hungskraft hat, sodass es ohne Unter-
drückung zu einer Bedrohung für die 
geltende Herrschaftsordnung würde.

Worauf zielt die Verfolgung ab?

Das Ziel ist die Eliminierung der Ba-
ha’is im Iran. In einem Memorandum 
von 1991 des Obersten Rats der Kultur-
revolution, das vom Obersten Führer 
Ajatollah Ali Chamenei unterzeichnet 
wurde, ist festgehalten, mit welchen 
Massnahmen die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung der Baha’is 
verhindert werden soll. Damit versucht 
das Regime, den Baha’is das Leben un-
erträglich zu machen, sodass sie entwe-
der ihren Glauben aufgeben oder den 
Iran verlassen. Das Memorandum ist 
Ausdruck einer Strategieänderung weg 
von der offenkundigen physischen Ver-
folgung hin zu einer verdeckten sozia-
len, wirtschaftlichen und kulturellen 
Strangulierung der Baha’i-Gemein-
schaft. Seit 1979 sind vermutlich über 
die Hälfte der Baha’is ins Ausland ge-
lohen. Schätzungen zufolge leben heu-
te noch rund 300 000 Baha’is im Iran. 

Sind andere religiöse Minderheiten im 

Iran ebenso von Verfolgung betroffen 

wie die Baha’is?

Die Verfolgung der Baha’is ist Teil 
einer umfassenderen Unterdrückung 
der Bürger- und Menschenrechte im 

Iran. Dar un ter leiden auch sunnitische 
Muslime wie die Kurden oder die Ara-
ber in der Provinz Chusistan, Christen, 
Juden, aber auch Journalisten, Men-
schenrechtsaktivisten oder Gewerk-
schafter. Die Si tua tion der Baha’is ist 
insofern einzigartig, als diese Gemein-
schaft praktisch von Beginn mit dem 
Ziel verfolgt wurde, sie zu eliminieren.

Werden die Baha’is auch anderswo ver-

folgt?

Es gab im Lauf der Zeit einige gewalt-
same Übergriffe in anderen Ländern, 
etwa in Ägypten, wo es den Baha’is als 
nicht anerkannter Minderheit verboten 
ist, ihre Religion auf der Identitätskar-
te eintragen zu lassen. Aber nirgendwo 
werden die Baha’is auch nur annähernd 
so massiv und mit staatlicher Zustim-
mung verfolgt wie im Iran.

Was sind denn die zentralen Glaubens-

inhalte der Baha’is?

Das Baha’itum ist nach dem Religions-
stifter Baha’ullah benannt, der 1817 in 
Teheran geboren wurde. Es ist eine 
monotheistische Religion, welche die 
Einheit Gottes lehrt. Die Offenbarung 
wird aber nicht als einmaliger Vorgang 
verstanden, sondern als zyklisch wie-
derkehrend. Für die Baha’is sind alle 
grossen Religionen, also auch der Is-
lam, Teil eines fortschreitenden Prozes-

ses göttlicher Offenbarungen. Wesentli-
cher Bestandteil der Lehre ist die Ein-
heit der Menschheit. Die Gläubigen sol-
len sich deshalb für die Gemeinschaft 
einsetzen, Verantwortung übernehmen, 
Vorurteile bekämpfen und allen Zu-
gang zu Bildung ermöglichen. Für die 
Baha’is sind alle Männer und Frauen 
ein ander gleichgestellt. Es gibt keinerlei 
Vorbehalte bezüglich Herkunft, Klasse 
oder sexueller Orientierung. Alle sollen 
aus den Lehren des Baha’itums so viel 
Nutzen ziehen können, wie sie für rich-
tig halten – selbst wenn sie sich nicht 
formell dazu bekennen.

Gläubige sehen Anhänger anderer Reli-

gionen bisweilen als Ungläubige. Wie 

ist das bei den Baha’is?

Da die Baha’is an eine fortschreitende 
Offenbarung religiöser Wahrheiten 
glauben, sehen sie andere Religionen 
als Zeugnisse früherer Emanationen 
des göttlichen Willens, welche die 
Menschheit zu ihrem gegenwärtigen 
Stadium geführt haben. Jeder Mensch 
soll seinen eigenen Weg wählen, wel-
cher das auch immer sei. Das menschli-
che Gewissen ist heilig. Die Suche nach 
der Wahrheit ist eine individuelle Rei-
se. Niemand sollte sich da einmischen 
oder Zwang ausüben. Egal ob Anhän-
ger einer anderen Religion oder Athe-
ist, jeder sollte seinen Glauben frei aus-

üben können, wenn er anderen Men-
schen keinen Schaden zufügt. Und wer 
nicht länger Baha’i sein möchte, ist frei, 
die Gemeinschaft zu verlassen.

Was soll die internationale Gemein-

schaft gegen die Verfolgung der Baha’is 

im Iran tun?

Sie soll die Si tua tion der Baha’is im Iran 
unbedingt im Auge behalten. Der Uno-
Sonderberichterstatter für Menschen-
rechte im Iran hat kürzlich den Bericht 
zuhanden des Uno-Menschenrechtsrats 
zur Debatte freigegeben. Es ist äusserst 
wichtig, dass das Mandat des Sonderbe-
richterstatters ausgeweitet wird, damit 
er die Menschenrechtslage vor Ort 
untersuchen kann. Bisher wurde ihm 
die Einreise in den Iran verweigert. 
Wenn sich der Iran den Menschenrech-
ten tatsächlich verplichtet fühlt, sollte 
er vor einer externen Untersuchung kei-
ne Angst haben. Wem die Menschen-
rechte ein echtes Anliegen sind, der soll-
te sich ermutigt fühlen von den Bestre-
bungen, Hinrichtungen und Folter zu 
stoppen, und das Angebot zur Verbesse-
rung des Gerichtswesens und der Men-
schenrechtspraxis begrüssen. Auch 
wenn die Staatengemeinschaft die poli-
tischen und wirtschaftlichen Beziehun-
gen zum Iran auf eine neue Basis stellen 
möchte, müssen die Menschenrechte auf 
ihrer Agenda bleiben.

Jähe Zunahme von Hinrichtungen im Iran
In seinem Bericht über die Menschen-
rechtslage im Iran zeigte sich Uno-
Generalsekretär Ban Ki Moon beson-
ders besorgt über die abrupte Zunah-
me von Hinrichtungen. Nach Anga-
ben der Menschenrechtsorganisation 
Amnesty International wurden im 
vergangenen Jahr im Iran mindestens 
369 Todesurteile vollstreckt. Das sei-
en rund 100 Hinrichtungen mehr als 
2012. Ban wiederholte seinen Aufruf 
zu einem Moratorium für die Voll-
streckung der Todesstrafe und einem 
Verbot von öffentlichen Hinrichtun-
gen. Zudem forderte er die Freilas-

sung von Menschenrechtsaktivisten, 
die einzig wegen der Ausübung ihres 
Rechts auf Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit in Haft sind. Wie schon 
in den Jahren zuvor bedauerte Ban 
die mangelnde Bereitschaft des Iran 
zur Zusammenarbeit mit dem Son-
derberichterstatter für die Menschen-
rechtslage im Iran. In der Debatte 
über den Bericht von Ban im Uno-
Menschenrechtsrat erklärte der Iran 
am Mittwoch, dass die Todesstrafe 
nur für schlimmste Verbrechen in Be-
tracht gezogen werde. Im Bericht sei-
en die Schwere der Verbrechen und 

deren schreckliche soziale Auswir-
kungen nicht berücksichtigt worden.

Im vergangenen Jahr seien in 22 
Ländern Todesurteile vollstreckt 
worden, teilte Amnesty International 
gestern mit. Am meisten Fälle habe 
es in China gegeben, wo jährlich 
deutlich mehr als 1000 Menschen 
hingerichtet würden. Dahinter folgen 
der Iran, der Irak (169 Todesurteile), 
Saudi-Arabien (79) und die USA 
(39). In der Region Europa und Zen-
tralasien kam es 2013 zu keiner Hin-
richtung, weil auch Weissrussland 
kein Todesurteil vollstreckte. (phh)

Heute hat Indien mit rund 2,2 Millionen Angehörigen die grösste Baha’i-Gemeinde der Welt: der einer Lotusblume nachempfundene Baha’i-Tempel in Neu-Delhi. Bild: key

Kishan Manocha hat nach seiner Aus-
bildung zum Psychiater Rechtswissen-
schaften studiert und sich auf das 
Strafrecht spezialisiert. Er war unter 
anderem für das Uno-Hochkommissa-
riat für Flüchtlinge und den Sonderge-
richtshof für Sierra Leone tätig. Im Auf-
trag des Carr Center for Human Rights 
Policy der Universität Harvard beteiligte 
er sich an der Untersuchung des Geno-
zids in Ruanda. Er ist Mitglied des Mon-
treal Institute for Genocide and Human 
Rights Studies. Kishan Manocha ist In-
der iranischer Abstammung und lebt in 
England.
Auf Einladung der Menschenrechts-
organisation Christian Solidarity Inter-
national Schweiz weilte Manocha kürz-
lich in Zürich, wo er zum Thema «Die 
Baha’is und der politische Wandel im 
Iran» sprach. (phh) 
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«Das postislami-
sche Baha’itum 
ist für die schiiti-
sche Orthodoxie 
eine Ketzerei»
Kishan Manocha
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